
 
 

 
 

 
 
 
 

Merkblatt Arbeitgeber  
Ausweis N (Asylsuchende)  
 
1. Allgemeine Voraussetzungen  
 

Die Erwerbstätigkeit von Asylsuchenden ist zahlenmässigen nicht begrenzt.  
Während den ersten sechs Monaten nach dem Einreichen des Asylgesuches erhalten 
Asylsuchende keine Bewilligungen zur Erwerbstätigkeit.  
 
Asylsuchende (N) haben keinen Vorrang auf dem Schweizer Arbeitsmarkt. Vorrang haben 
Stellensuchende Staatsangehörige der Schweiz, der EU und der EFTA,  Personen mit 
Niederlassungsbewilligung (C), Personen mit Aufenthaltsbewilligung (B), sowie vorläufig 
Aufgenommene (Ausweis F) und Schutzbedürftige (Ausweis S). 
Es ist daher zwingend, dass die entsprechend zu besetzende Stelle mindestens 1 Monat vorher beim 
regionalen Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) angemeldet wurde. Bei der Gesuchseinreichung sind 
zudem Publikationsnachweise von weiteren Stelleninseraten beizulegen.  
Stellenwechselgesuche werden nur bewilligt, wenn das bisherige Arbeitsverhältnis ordnungsgemäss 
aufgelöst wurde und dem Inspektorat das Datum vom Arbeitsende des vorherigen Arbeitgebers 
bekannt ist. Neben dem Stellenantritt sind auch der Stellenwechsel und die Teilzeitstelle 
bewilligungspflichtig. Die Summe der gemeldeten Teilzeitstellen darf insgesamt nicht mehr als eine 
Vollzeitstelle betragen. 
 
Arbeitsbewilligungen für Personen mit Ausweis N werden nur in bestimmten Bereichen abgegeben. 
Diese sind: 
 

 Spitäler, Heime, Anstalten (nur Pflege, Reinigungsdienst und Küche) 

 Gastgewerbe, Kantinen 

 Landwirtschaft 

 Forstwirtschaft, Sägereien 

 Abfallentsorgung 

 Wäschereien, Chemische Reinigung 
 
Die Aufzählung ist abschliessend.  Eine Zulassung ausserhalb dieser Bereiche ist für Personen 
mit Ausweis N nicht möglich. Personalverleih und Arbeit auf Abruf ist für Asylsuchende (N) 
nicht gestattet. Es erhalten nur Personen mit Wohnsitz im Kanton Glarus eine 
Arbeitsbewilligung. 
 
Ein Rechtsanspruch auf eine Bewilligung besteht nicht! 
 
Kontakt:      
Abteilung Migration     Inspektorat Arbeitsmarkt 
Postgasse 29      Zwinglistrasse 6 
CH-8750 Glarus     CH-8750 Glarus 
Tel. +41 55 646 68 90     Tel. +41 55 646 66 92 
E-Mail migration@gl.ch     E-Mail arbeitsinspektorat@gl.ch 
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2. Löhne, Sozialzulagen, allgemeine Arbeitsbedingungen  
 
Bewilligungen werden nur dann erteilt, wenn der Arbeitgeber dieselben orts-, berufs- und 
branchenüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen bietet wie an Stellensuchenden Staatsangehörige 
der Schweiz, der EU und der EFTA, sowie Personen mit Aufenthaltsstatus Niederlassungsbewilligung 
(C) oder Aufenthaltsbewilligung (B). 
Asylsuchende (N) sind gegen die wirtschaftlichen Folgen von Unfall (BU, NBU) zu versichern. 
Die im Gesuch aufgeführten Lohn- und Arbeitsbedingungen sind verbindlich und dürfen nicht 
unterschritten werden. Es muss eine Kopie eines von beiden Parteien unterzeichneten 
Arbeitsvertrages eingereicht werden. Jede nachträglich angebrachte Änderung des Arbeitsvertrages 
untersteht der Bewilligungspflicht. 
 
Asylsuchende (N) unterstehen der Quellensteuerpflicht. Bei Fragen steht die Kantonale 
Steuerverwaltung, Abteilung Quellensteuer zur Verfügung. 
 
Kontakt: 
Kantonale Steuerverwaltung 
Hauptstrasse 11/17 
CH-8750 Glarus 
Tel. +41 55 646 61 50 
E-Mail quellensteuer@gl.ch  
 
 
3. Gültigkeit und Gebühren 
 
Eine Arbeitsbewilligung ist grundsätzlich auf max. 6 Monate befristet. 
Eine Verlängerung beim gleichen Arbeitgeber ist möglich für insgesamt max. 11 Monate. Auf eine 
Verlängerung der Arbeitsbewilligung besteht jedoch kein Rechtsanspruch! 
Dauert das Arbeitsverhältnis länger, muss frühzeitig um Verlängerung der bestehenden Bewilligung 
ersucht werden. Die Formulare stehen unter www.gl.ch im Onlineschalter des Departements 
Volkswirtschaft und Inneres / Inspektorat Arbeitsmarkt, zur Verfügung.  
 
Die Bewilligung zur Erwerbstätigkeit erlischt nach dem Ablauf der mit dem rechtskräftigen 
negativen Ausgang des Asylverfahrens festgesetzten Ausreisefrist, selbst wenn ein 
ausserordentliches Rechtsmittel oder ein Rechtsbehelf ergriffen und der Vollzug der 
Wegweisung ausgesetzt wurde oder aber mit deren Gültigkeit. 
 
Die Gebühren richten sich nach dem Gebührentarif des kantonalen Arbeitsamtes. Die Gebühr darf 
nicht der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer belastet werden.  
 
4. Verweigerung der Bewilligung und Sanktionen 
 
Hat eine dem Asylgesetz (AsylG) oder dem Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 
und über die Integration (AIG) unterstellte Person sowie ein Schweizer Arbeitgeber wiederholt oder 
schwer gegen Vorschriften des Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) verstossen, so weist das 
Inspektorat die Gesuche ab, unabhängig davon, ob ein Strafverfahren eingeleitet ist. Das Inspektorat 
kann die Sanktion auch androhen. 
 
Verweigerungen der Bewilligungen werden je nach Aufwand in Rechnung gestellt. Der Ansatz richtet 
sich nach dem Gebührentarif des Kantonalen Arbeitsamtes. 
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5. Checkliste Arbeitgeber 
 

 Formular A1 

 Ausweis für Asylsuchende N Kopie 

 Arbeitsvertrag (Unterzeichnet durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer) 

 Nachweis Bestätigung der Stellenmeldung beim RAV 

 Kopie der Inserate 

 Bewerberliste inklusive Beurteilung, Bewertung und Ablehnungsgründe 

 

 

6. Einreichung Gesuch 

 

Gesuche sind einzureichen an: 

 

Wirtschaft und Arbeit 

Inspektorat Arbeitsmarkt 

Zwinglistrasse 6 

CH-8750 Glarus      

Tel. +41 55 646 66 92 

E-Mail arbeitsinspektorat@gl.ch 
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